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An die  
Regionalratsabgeordneten 
Alex Marini  
Diego Nicolini  
Ratsfraktion Fünf-Sterne-Bewegung  
 

u.z.K.:  Herrn Roberto Paccher 
Präsident des Regionalrats 
 
Herrn Dr. Arno Kompatscher 
Präsident der autonomen Region 
Trentino-Südtirol 

 
 
BETREFF: Antwort auf die Anfrage Nr. 56/XVI 
 
Die Anfrage Nr. 56 nimmt Bezug auf einen letzthin vom Trentiner Landtag genehmigten 
Beschlussantrag (Beschlussantrag Nr. 47/XVI vom 19. März 2020 „Maßnahmen zur vollständigen 
Umsetzung des Rechts auf Zugang zu Dokumenten und Informationen von Seiten der 
Gemeinderatsmitglieder", mit Änderungen am 19. Juni 2020 genehmigt und in den Beschlussantrag 
Nr. 16/XVI umgewandelt). Am 2. Juli 2020 hat der Landtag von Trient den Tagesordnungsantrag 
Nr. 2/XVI betreffend „Maßnahmen zur Gewährleistung des Rechts auf Zugang durch die 
Gemeinderatsmitglieder", umgewandelt in den Tagesordnungsantrag Nr. 180/XVI, genehmigt. Mit 
dem Tagesordnungsantrag verpflichtet der Landtag die Landesregierung, „die in ihre Zuständigkeit 
fallenden Maßnahmen gegenüber den Gemeinden und Gemeinschaften der Autonomen Provinz 
Trient zu ergreifen, um den Verpflichtungen des Beschlussantrages Nr. 16/XVI nachzukommen und 
die Leitlinien des Innenministeriums bezüglich des Rechts der Gemeinderatsmitglieder auf freien 
Fernzugang zum elektronischen Protokollregister und Buchhaltungssystem der Gemeinde zur 
Anwendung zu bringen".  
Nach der Auflistung einiger Urteile der Verwaltungsgerichtsbarkeit, eines Gutachtens des 
Innenministeriums und einer Mitteilung des Volksanwaltes der Autonomen Provinz Trient auf dem 
Sachgebiet des Zugangsrechts der Gemeinderatsmitglieder zum elektronischen Protokollregister 
und Buchhaltungssystem der örtlichen Körperschaft wird in der Anfrage Nr. 56/XVI um Auskunft 
darüber ersucht, welche Initiativen der Präsident der Region, auch in Abstimmung mit den 
Autonomen Provinzen Trient und Bozen, zu ergreifen gedenkt, „um die Gemeinden und örtlichen 
Körperschaften der Region Trentino-Südtirol über das Recht auf freien Fernzugang zum 
elektronischen Protokollsystem und Buchhaltungssystem der Gemeinden von Seiten der 
Gemeinderatsmitglieder zu informieren.“(die Unterstreichung ist hinzugefügt worden, Anm. d. 
Red.) 



Aus einigen in der Anfrage Nr. 56/XVI zitierten Urteilen und der Stellungnahme des 
Innenministeriums 98014 vom 29. 11.2019 geht klar hervor, dass das Zugangsrecht des 
Ratsmitglieds „für die Ausübung der mit dem Wahlmandat in Zusammenhang stehenden 
Befugnisse und Zuständigkeiten“ nicht als absolut und uneingeschränkt angesehen werden kann, 
ganz im Gegenteil, dass dieses „einigen notwendigen Einschränkungen“ unterliegt.  
Noch klarer hat die Datenschutzbehörde in der Maßnahme Nr. 369 vom 25. Juli 2013 betont, dass 
die örtliche Verwaltung, an welche der Antrag des Ratsmitgliedes auf Zugang gerichtet ist, die 
Aufgabe hat, „den Antrag zu begutachten – wobei die Bewertung gegebenenfalls vom 
Verwaltungsrichter beurteilt werden kann – da diese die Instanz ist, die alleine befähigt ist, die 
umfassende und gegebene Berechtigung des Ratsmitgliedes auf Erhalt der Informationen ratione 
officii“ festzustellen. 
Laut Ansicht der Behörde für den Schutz der personenbezogenen Daten ist die Verwaltung 
„angehalten, die Grundsätze der Einschlägigkeit und Verhältnismäßigkeit der verarbeiteten 
personenbezogenen Daten und - wenn der Antrag auf Zugang (des Ratsmitglieds, Anm. d. Red.) 
sensible Daten betrifft - der Unerlässlichkeit zu gewährleisten und in den einzelnen Fällen lediglich 
den Zugang zu jenen Informationen zu erlauben, die für die Ausübung des Mandats unerlässlich 
sind (Artikel 11 und 12 des Kodex zum Schutz der personenbezogenen Daten).  
Die interne Regelung auf dem Sachgebiet des Schutzes der personenbezogenen Daten ist durch die 
Verordnung des Europäischen Parlaments 2016/679 betreffend den „Schutz natürlicher Personen 
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, den freien Datenverkehr und die Aufhebung der 
Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung)“ ergänzt worden. 
In der Anleitung zur Anwendung der EU-Verordnung auf dem Sachgebiet des Schutzes der 
personenbezogenen Daten 2016/679 hat die Datenschutzbehörde (Ausgabe der Datenschutzbehörde 
des Monats Februar 2018) auf die Bedeutung des Grundsatzes der Übernahme der 
Verantwortung von Seiten des Rechtsinhabers und der für die Verarbeitung Verantwortlichen 
hingewiesen, was ein vorausschauendes Agieren verlangt, das belegt, dass konkret Maßnahmen 
ergriffen werden, um eine vollständige Einhaltung der gesamten Verordnung zu gewährleisten 
(Artikel 23-25 im Besonderen und der gesamte Abschnitt IV der Verordnung). Die Rechtsinhaber 
haben somit die „Aufgabe, die Modalitäten, Garantien und die Grenzen der Verarbeitung der 
personenbezogenen Daten festzulegen“ (unter Wahrung der Gesetzesbestimmungen und auf der 
Grundlage einiger besonderer, in der Verordnung angeführter Kriterien) und „all dies muss vorab, 
vor der eigentlichen Datenverarbeitung erfolgen, indem einleitend eine Analyse und eine 
Voreinstellung gemacht werden, die durch eine Reihe von besonderen und belegbaren Tätigkeiten 
bestätigt werden. (Seite 24 der Anleitung). 
Unter diesem Gesichtspunkt wird in der Anleitung zudem empfohlen, aufmerksam zu prüfen, ob 
gegebenenfalls Situationen einer gemeinsamen Verantwortung gegen sind (was von den 
Verantwortlichen verlangt, dass sie mit einem im Sinne des gesamtstaatlichen Rechts gültigen Akt 
eigens den jeweiligen Verantwortungsbereich und die eigenen Aufgaben festschreiben), sprich 
Situationen, welche die Ernennung eines weiteren Auftragsverarbeiters für besondere 
Verarbeitungstätigkeiten unter Wahrung derselben Pflichten, welche zwischen dem 
Verantwortlichen und dem primären Auftragsverarbeiter bestehen, für angemessen erscheinen 
lassen. 
Die Zuerkennung von umfassenden und uneingeschränkten Zugangsdaten zum EDV-Systems 
der Gemeinde an die Gemeinderatsmitglieder – für die Ausübung des ihnen von Absatz 2 des Art. 
43 des Einheitstextes der Gesetze über die Ordnung der örtlichen Körperschaften und analog dazu 
von Absatz 1 des Artikels 52 des Kodex der örtlichen Körperschaften der autonomen Region 
Trentino-Südtirol zuerkannten Rechts – könnte zu einer Situation der gemeinsamen 
Verantwortung laut Artikel 26 der EU-Verordnung führen – und die Ernennung eines weiteren 
Auftragsverarbeiters (laut Artikel 28 Absatz 4 der EU-Verordnung) in der Person der 
Gemeinderatsmitglieder, welche einen umfassenden und uneingeschränkten Zugang – auch 



Fernzugang – zum EDV-System der Gemeinde beantragt und auch zugesprochen bekommen haben, 
notwendig machen. 
Der Umfang des Rechts auf Zugang, das die Rechtslehre den Ratsmitgliedern für die Ausübung des 
Mandats zuerkennt und die Unanzweifelbarkeit der Zugangsanträge von Seiten der örtlichen 
Körperschaft (da ansonsten die Ausübung des Rechtes der Ratsmitglieder dem Urteil derselben 
Gemeindeverwaltung unterliegen würde) scheinen auszuschließen, dass die Ratsmitglieder, welche 
einen umfassenden und uneingeschränkten Zugang zum EDV-System der Gemeinde beantragt und 
auch erhalten haben, als bloße „Beauftragte“ der Verarbeitung (gemäß dem ehemaligen Artikel 30 
des Kodex) angesehen werden können. Vielmehr scheint es, dass für das Gemeinderatsmitglied 
ausgehend von den besonderen mit der Verarbeitung der personenbezogenen Daten verbundenen 
Aufgaben und institutionellen Befugnissen eine Situation eintritt, die jener der „ausdrücklich 
benannten Person“ im Sinne von Absatz 1 des Artikels 2 quaterdecies („Übertragung von Aufgaben 
und Befugnissen an bestimmte Personen“), der durch Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe f) des 
gesetzesvertretenden Dekretes Nr. 101/2018 in den Datenschutzkodex eingefügt worden ist, 
entspricht. 
 
Das Kollegium der Datenschutzbehörde ist letzthin erneuert worden (gewählt vom Parlament am 
14. Juli 2020) und hat seine Arbeit am 29. Juli 2020 aufgenommen. 
 
Um abzuklären – und zwar im Interesse der Ratsmitglieder – welche der auf dem Sachgebiet des 
Schutzes der personenbezogenen Daten laut DSGVO (Datenschutz-Grundverordnung) und 
Datenschutzkodex (so wie er mit dem gesetzesvertretenden Dekret Nr. 101/2018 abgeändert worden 
ist) bestehenden Pflichten für die Gemeinderatsmitglieder gelten, die aufgrund der Ausübung ihres 
Wahlmandats personenbezogene, bei der Gemeindeverwaltung hinterlegte Daten verarbeiten sowie 
welche Pflichten (zu Lasten der örtlichen Körperschaft) bei Namhaftmachung der „für die 
Verarbeitung ausdrücklich benannten Personen“ bestehen, wird die Region Herrn Prof. Pasquale 
Stanzione, den neuen Vorsitzenden der Datenschutzbehörde ersuchen, dem bereits Herrn Dr. 
Antonello Soro, dem ehemaligen Vorsitzenden der Datenschutzbehörde für den Zeitraum 2012-
2020, übermittelten Ersuchen auf Abgabe eines Gutachtens darüber, wie sich die Regelung des 
Kodex der örtlichen Körperschaften (und des Einheitstextes der Gesetze über die Ordnung der 
örtlichen Körperschaften) auf dem Sachgebiet des Zugangsrechts der Ratsmitglieder zur 
innerstaatlichen und europäischen Regelung auf dem Sachgebiet des Schutzes der 
personenbezogenen Daten verhält, nachzukommen, wobei das Ansuchen ausgehend von den 
nachfolgend erlassenen Gesetzesänderungen angepasst worden ist. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 

Claudio Cia 

(digital signiert) 

 

 

 

 


